
10  Forderungen  für  ein
Aktionsprogramm  gegen  den
Rechtsruck
von Flo Weitling und Lia Malinovski, November 2024

Die Ampel-Koalition ist zerbrochen, Donald Trump wieder zum US-Präsident
gewählt, das 1,5 Grad Ziel überschritten, der Genozid in Palästina hält an
und das Abschieberegime der EU und BRD schreitet  voran:  kurzum, die
Situation  ist  scheiße.  Wie  wir  am  Erfolg  der  AfD  beobachten  können,
profitieren davon Rechte und Konservative. Wir sind konfrontiert mit einem
gesamtgesellschaftlichen, internationalen Rechtsruck.

Mit  diesen 10 Forderungen wollen wir  eine Auseinandersetzung darüber
starten, wie das Aktionsprogramm einer Bewegung aussehen muss, die einen
erfolgreichen  Kampf  gegen  den  Rechtsruck  führt.  Wir  laden  alle  ein,
gemeinsam in Diskussion zu treten und dem Aufbau einer solchen Bewegung
näher zu kommen.

1.  Holen  wir  uns  unsere  Zukunft  zurück:
Gegen  Kürzungen  und  Sozialabbau!
In Deutschland ist das wirtschaftliche Wachstum nahe 0. Der Staat pumpt
massig Geld in Unternehmen, um diese zu retten. Wenn das nicht reicht,
antworten die Bosse mit Massenentlassungen wie bei VW, und Sparplänen im
sozialen Bereich – besonders bei Schulen und Jugendzentren.

Das ist nicht erst seit gestern so. Seit 2008/2009 hat sich die Wirtschaft
weltweit kaum erholt, und diese Krise hat den Rechtsruck angeheizt. Viele
von  uns  haben  Angst  vor  dem  sozialen  Abstieg.  Hier  setzt  der
Sozialchauvinismus von Regierung und Medien an.  Uns soll  weisgemacht
werden, dass die Krise kein Resultat unseres Wirtschaftssystems sei, sondern
die  Konsequenz  von  arbeitsunwilligen  Bürgergeldempfänger:innen.
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Derselben Logik folgen Rechtspopulist:innen, die „leichte“ Antworten auf die
Misere geben: Ausländer:innen, Arbeitslose und Linke seien schuld.

Um eine erfolgreiche Bewegung aufzubauen, müssen wir auf die sozialen
Probleme der Menschen eingehen und den Kampf gegen rechts mit dem
Kampf gegen Sozialabbau, Massenentlassungen und Privatisierung führen,
kurz  gesagt:  gegen  die  soziale  Krise!  Das  bedeutet,  keine  Illusionen  in
Kompromisse  zu  haben,  um  „den  Wirtschaftsstandort  Deutschland“  zu
fördern. Diese Art der Politik heißt Sozialpartner:innenschaft und hat die
letzten Jahre große Proteste bei Kürzungen und Sparmaßnahmen verhindert.

Deshalb sagen wir:

Gegen  jede  Entlassung:  Produktion  umstellen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende  und  Arbeitsplätze  erhalten  –  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten, Expert:innen und der Umweltbewegung! Arbeitszeitverkürzung
bei vollem Lohnausgleich statt Stellenabbau!
Schluss  mit  Armut:  Weg  mit  Bürgergeld,  Mindesteinkommen  für  alle,
gekoppelt an die Inflation!
Schuldenbremse?  Abschaffen!  Wir  zahlen  eure  Krise  nicht:  Massive
Investitionen in die soziale Infrastruktur, unter Besteuerung der Reichen!

2. Massenhaft und militant: Gemeinsam gegen
den Rechtsruck!
Wenn wir uns dem Rechtsruck erfolgreich entgegenstellen wollen, müssen
wir eine andere Politik als die der letzten 10 Jahre fahren, denn die hat die
AfD nicht aufgehalten. Das Bundesverfassungsgericht anzubetteln, die AfD
zu verbieten, bringt nichts. Nicht nur, dass solche Verbote auch gegen linke
Kräfte  eingesetzt  werden:  Wir  sind  es,  die  was  ändern  müssen,  nicht
irgendwelche Verfassungsrichter:innen. Wenn wir erfolgreich gegen die AfD
kämpfen wollen, müssen wir die Gründe beseitigen, aufgrund derer sie so
stark geworden ist!

Vereinzelt  werden  wir  nicht  gegen  eine  rassistische  Regierung,  eine
wachsende AfD und vermehrte Straßengewalt wehren können. Es wird nicht



reichen,  im Sumpf der “radikalen” Linken alle  paar Wochen eine Antifa-
Kundgebung oder Demo zu organisieren.

Es braucht Einheit unter den Organisationen der Arbeiter:innenklasse, seien
es Parteien oder Gewerkschaften und Organisationen der Unterdrückten, ob
migrantische Personen, queere Personen oder Frauen. Das nennen wir die
Einheitsfront. Uns ist bewusst, dass z.B. Die Linke, die SPD und Migrantifa
nicht die gleichen Ziele haben, aber alle müssen sich gegen den Rechtsruck
wehren, denn sie sind direkt von dessen Auswirkungen betroffen. Wir dürfen
nicht auf unseren Unterschieden verharren. Ein solches Bündnis ist vor allem
ein Aktionsbündnis um konkrete Forderungen. Dabei ist zentral, dass man
andere Partner:innen offen für ihre Positionen und ihr Verhalten kritisieren
darf!  Wir  verstehen  das  Unbehagen,  das  viele  spüren,  mit  Kräften
zusammenzuarbeiten, die für ihr Elend mitverantwortlich sind, wie die SPD
in  der  Regierung.  Gleichzeitig  zeigte  die  Mobilisierung  gegen  den  AfD-
Parteitag  in  Essen,  dass  die  Mobilisierung  von  Gewerkschaften  und
reformistischen Parteien die Massen auf die Straße bringen kann, die es
braucht, um effektiven Widerstand zu leisten. Wir müssen diese Kräfte in
Bewegung  zwingen  und  den  Kampf  für  soziale  Forderungen  offen  mit
antirassistischen Forderungen verbinden, um klar zu machen: Wir lassen uns
nicht spalten, Rassismus nützt nur Reichen!

Dabei  dürfen wir  keine Kompromisse mit  bürgerlichen Kräften eingehen.
Lose Floskeln von Vielfalt, Toleranz und „Demokratie verteidigen“ bringen
uns nicht weiter. Der Kampf gegen die AfD wird zum Scheitern verurteilt
sein,  wenn  er  sich  nur  gegen  diese  eine  Partei  richtet.  Wir  lehnen  die
„Einheit der Demokrat:innen“ ab, denn mit FDP und CDU gegen die AfD zu
„kämpfen“ bedeutet, dass soziale Verbesserungen auf der Strecke bleiben.

3.  Gegen  jede  Abschiebung:
Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie
leben!
Ohne Zweifel ist die Hetze gegen Migrant:innen und Geflüchtete der stärkste
Ausdruck des Rechtsrucks. Die Diskriminierung gegenüber Menschen steigt,



denen muslimischer Glaube zugeschrieben wird.  Der 7.  Oktober und die
Attacke in Solingen werden genutzt, um den politischen Diskurs rassistisch
zu vereinnahmen. Die Forderung, „kriminelle Ausländer:innen” abschieben,
gehört mittlerweile zum guten Ton der Politik. Die Ampel setzt um, was die
AfD fordert und errichtete letztes Jahr ein härteres Abschieberegime, sodass
wir  dieses  Jahr  30%  mehr  Abschiebungen  erleben  mussten.  Der
Antisemitismus und die rassistische Hetze von aufschäumenden Rechten und
Faschist:innen  steigen  an.  Zugleich  wird  der  Antisemitismus-Begriff
verwässert,  um diesen als  politische Waffe gegen Palästina-Solidarität  zu
nutzen.

Das führt dazu, dass nicht die Unternehmer:innen und Politiker:innen als
Verursacher:innen unserer Misere gesehen werden, sondern ein alternatives
Feindbild in Gestalt von Geflüchteten und Migrant:innen erschaffen wird.
Durch diese Spaltung und Verschleierung der Verhältnisse können sich die
Arbeiter:innen  nicht  zusammentun,  um  sich  gegen  Massenentlassungen,
niedrige Löhne, Krise und Co. zu verbünden, da sie zu beschäftigt sind, sich
gegeneinander die Schuld für ihre Lage zuzuschieben.

Deswegen müssen wir dafür kämpfen, dass für alle Menschen, die hier leben
oder hierherkommen, die Grundrechte gelten. Wir sagen: Kein Mensch ist
illegal! Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!

4.  Frauen-  und  Queerunterdrückung
entgegentreten:  Gleiche  Rechte  für  alle!
Femizide  nehmen  zu,  queere  Personen  werden  auf  offener  Straße
angegriffen und hunderte Faschist:innen mobilisieren gegen CSDs. Queere
Personen sind ein Feindbild  der  „natürlichen Ordnung“ der  bürgerlichen
Kleinfamilie,  welche  die  Rechten  als  Ideal  hochhalten,  womit  sie  die
Frauenunterdrückung  zementieren.

Gleichzeitig wird die rassistische Hetze von AfD und Co.  als  Einsatz für
Frauenrechte dargestellt. Dabei interessiert sie sexistische Gewalt nur, wenn
sie  von  Migrant:innen  ausgeübt  wird,  wobei  sie  alle  anderen  Teile  der
Frauenunterdrückung leugnen und in ihrer Politik verschärfen. Weder gehen



sie die Doppelbelastung durch Care-Arbeit an, noch den Gender Pay Gap.
Dadurch werden Frauen brutaler von der Krise getroffen: Entweder werden
sie in die Hausarbeit geschoben oder in prekäre Beschäftigungen. Ein Kampf
gegen  den  Rechtsruck  muss  ein  Kampf  für  gleiche  Rechte  und  gleiche
Bezahlung für alle sein!

5.  Antidiskriminierungsstellen  und
Selbstschutz
Um  uns  vor  Alltagsdiskriminierung  und  rechten  Angriffen  zu  schützen,
müssen wir dafür eintreten,  Organe des Selbstschutz aufzubauen! Zu oft
haben Staat und Polizei bewiesen, dass sie keine Angriffe der Rassist:innen,
Sexist:innen und Queerfeind:innen verhindern werden: durch die Ermordung
von Oury Jalloh, die Verdeckung der Taten des NSU oder das Niederschlagen
von antifaschistischen Mobilisierungen.

Daher braucht es Strukturen für Betroffene von sozialer Unterdrückung, an
den Orten, wo wir uns täglich aufhalten, den Schulen, Unis und Betrieben!
Damit  diese  im  Interesse  der  Unterdrückten  handeln,  müssen  sie
demokratisch gewählt und unabhängig von Staat, Schul- und Unileitung oder
Bossen sein. Sie müssen praktische Organe sein, welche z.B. Lehrkräfte aus
dem  Unterricht  schmeißen,  Kommiliton:innen  zur  Aufarbeitung  ihres
Verhaltens zwingen oder Präventionsworkshops in Betrieben abhalten. So
setzen wir der individuellen Demütigung einen kollektiven Kampf entgegen.

Darüber hinaus haben uns die Mobilisierungen gegen CSDs, die Angriffe auf
Migrant:innen oder unsere Demos gezeigt, dass das nicht reicht. Wir müssen
uns gegen die Gewalt der Rechten, die bald in neuen Baseballschlägerjahren
m ü n d e n  k ö n n t e ,  g e m e i n s a m  w e h r e n !  D a f ü r  b r a u c h t  e s
Selbstverteidigungsstrukturen,  die  es  unseren  Geschwistern  ermöglichen,
nicht wehrlos solchen Angriffen ausgesetzt zu sein.

6. Unsere Schulen, Unis und Betriebe gehören



uns!
Bei denen, die zurzeit das Sagen haben, wird das auf Widerstand stoßen. Um
gegen rassistische Lehrinhalte anzukommen und gegen übergriffige Profs
vorzugehen,  müssen  wir  die  Kontrolle  über  unsere  Schulen,  Unis  und
Betriebe erkämpfen!

Warum sollten wir nicht selbst bestimmen, was an den Orten passiert, an
denen wir einen so großen Teil unseres Lebens verbringen? Warum sollten
wir  nicht  entscheiden,  wer  zu  Podiumsdiskussionen  an  unseren  Schulen
eingeladen wird, welche Vorträge an unseren Unis abgehalten werden und
welche Rassist:innen sich von unserem Campus fernzuhalten haben? Warum
sollten wir  auf  irgendwelche Manager:innen hören,  wenn wir  am besten
wissen, was zu tun ist?

Um dahin zu kommen, müssen Aktionskomitees aufgebaut werden, welche
sich vor Ort gegen Ungerechtigkeiten auflehnen und dafür streiten, dass wir
selbst Entscheidungen treffen dürfen über die Probleme, die uns in unserem
Alltag betreffen.

7. Klimaschutz auf dem Nacken der Reichen!
Da die Politik der Ampelregierung auf dem Rücken der Armen ausgetragen
wird  und  keine  effektiven  Maßnahmen gegen die  Klimakrise  durchführt,
befeuert sie den Rechtsruck und bringt uns keinen Schritt voran, unsere
Umwelt zu retten. Letztlich ist sie nicht mehr als eine Interessenvertretung
von  RWE  und  Co.  Gegenüber  der  Kl imakrise,  welche  unsere
Lebensgrundlage bedroht, antworten die Rechten mit Leugnung und Hetze
gegen die Klimabewegung. Die zu Recht kritisierbaren Initiativen wie das
Heizungsgesetz werden ausgenutzt, um jegliche Anstrengungen gegen die
Katastrophe als Teufelswerk zu bezeichnen.

Unter einer AfD-geführten Regierung wird der Kampf für Klimagerechtigkeit
noch  schwieriger  sein.  Deshalb  müssen  die  verbleibenden  Kräfte  der
Klimabewegung sich dem Kampf gegen den Rechtsruck anschließen, um zu
einer geeinten, starken Kraft zu werden. Somit muss ein Kampf gegen rechts



einer für eine soziale Umweltpolitik sein, welche sich die notwendigen Mittel
für den Erhalt unserer Lebensgrundlagen von den Reichen holt und nicht
weiter  die  Arbeiter:innen  belastet.  Wir  müssen  Forderungen  gegen  die
Umweltkrise aufwerfen, das heißt: Verbesserungen statt Verbote! Wir wollen
kostenlosen öffentlichen Nahverkehr, finanziert durch die Besteuerung der
Reichen!

8. Kein Cent, keinen Menschen dem Militär!
Das Fehlen von Geldern für Schulen und Rente erklären die Rechten durch
die  Finanzierung  von  Klimaschutzmaßnahmen.  Tatsächlich  wird  dieses
fehlende Budget in Aufrüstung und Militarisierung gesteckt: Wir erinnern
uns alle an das Sondervermögen von 100 Milliarden.

Begleitet wird das dadurch, dass die Trommel des Nationalismus gerührt
wird. Versteckt hinter Floskeln wie „Verteidigung der Demokratie“ wird auf
die Vaterlandsverteidigung der deutschen Nation gesetzt, was den Rechten
in die Hände spielt.

Dafür wird direkt  bei  der Jugend angesetzt:  In Bayern werden vermehrt
Jugendoffiziere an Schulen geschickt, um fürs Sterben zu werben. Unter dem
Ziel,  Deutschland  kriegstüchtig  zu  machen,  werden  demnächst
verpflichtende  Fragebögen  an  18-Jährige  verschickt.  Unter  einer  noch
rechteren Regierung wird die Wehrpflicht nicht auf sich warten lassen. Wir
sagen: Bundeswehr raus aus den Schulen! Schluss mit Waffenlieferungen
nach Israel! 100 Milliarden für Bildung und Soziales!

9.  Gegen die  Einschränkung demokratischer
Rechte!
Auch  im  Inland  wird  aufgerüstet.  In  den  letzten  Jahren  wurden  unsere
demokratischen  Rechte  eingeschränkt,  z.B.  durch  Demonstrationsverbote
beim Antifa-Ost-Verfahren, die Auflösung des Palästina-Kongresses und die
Einschränkung des Streikrechts beim Kitastreik in Berlin. Zur Durchsetzung
dessen  werden  die  Befugnisse  und  die  Militarisierung  der  Polizei
ausgeweitet.



Wir müssen uns gegen den Trend zum Autoritarismus und gegen die Angriffe
auf  unsere  Freiheit  wehren.  Zudem  müssen  wir  die  Ausweitung
demokratischer Rechte erkämpfen und für das volle Recht auf politischen
Streik eintreten.

10.  Für  bundesweite  Schul-  und  Unistreiks,
begleitet von politischen Streiks!
Um diese Forderungen durchzusetzen, reicht es nicht,  sie auf Banner zu
schreiben,  auf  eine  Demo zu  gehen  oder  einen  Parteitag  zu  blockieren.
Zunächst  müssen  wir  die  Menschen  dort  erreichen,  wo  sie  sich  täglich
aufhalten, beim Job, im Vorlesungssaal oder auf dem Schulhof. Wenn wir es
schaffen,  an diesen Orten Komitees  aufzubauen,  die  unseren Widerstand
koordinieren  und  eine  Verankerung  schaffen,  können  wir  durch  Streiks
Druck aufbauen, stark genug, um unsere Ziele zu verwirklichen!

Wenn  wir  unsere  Anstrengungen  koordinieren,  werden  wir  es  schaffen
Sozialkürzungen,  Massenentlassungen  und  Abschiebungen  zu  verhindern,
sowie  Klimaschutz  durchzusetzen.  Dann haben wir  die  Kraft,  um unsere
Geschwister kollektiv vor Angriffen zu verteidigen und dem Rechtsruck den
Gar aus zu machen. Darüber hinaus müssen wir gemeinsam international
Widerstand organisieren, indem wir den Schulterschluss mit jenen finden,
die an anderen Orten der Welt von den Auswirkungen des Rechtsrucks und
der Krise getroffen werden.

Wenn ihr das auch so seht oder mit uns darüber diskutieren wollt, schreibt
uns  und  lasst  uns  gemeinsam den  Schritt  angehen,  eine  Bewegung der
Jugend und der Arbeiter:innen gegen Rechtsruck und Krise aufzubauen!



Aktionsprogramm  für  trans
Jugendliche
von Jaqueline Katherina Singh, März 2024

Weltweit werden trans Menschen unterdrückt.  Ob nun Konservative, die in
Talkshows  deren  Existenz  leugnen,  Radikalfeminist:innen,  die  Geschlecht
allein an Genitalien ablesen wollen oder CDU-Poliker:innen, die Gendern für
das größte Problem unserer Zeit halten, weil sie die Klimakrise nicht ernst
nehmen.  Es  wird  deutlich:  Die  Sichtbarkeit  von  trans  Personen  in  der
Öffentlichkeit hat sich in den letzten Jahren zwar verbessert, doch an der
Unterdrückung  hat  sich  wenig  geändert.  Schließlich  ist  diese  in  der
gesamten Gesellschaftsstruktur verankert. Das Erstarken der Rechten bringt
zudem gesellschaftliche Rollbacks mit sich wie in den USA oder Pakistan, die
dafür  sorgen,  dass  Queer-  und  insbesondere  Transfeindlichkeit  weiter
zunehmen.  Das  beginnt  mit  reaktionären  Argumentationen  bezüglich
Dragqueens und angeblicher  „woker”  Indoktrination in  der  Schule,  kann
dann auch zur Rücknahme erkämpfter Rechte und schließlich auch zu einer
Zunahme von körperlichen Übergriffen gegen trans Personen führen. Dass
diese Stimmung längst auch in Deutschland angekommen ist, können wir
daran  sehen,  dass  2023  die  Meldungen  von  körperlichen  Angriffen  auf
Paraden  zum  Christopher  Street  Day  (CSDs)  die  Nachrichten  fluteten,
während die CSU in Bayern diesen Kulturkampf der US-Amerikaner:innen
versuchte zu adaptieren, indem auch sie gegen Auftritte von Dragqueens
hetzten.   Im  Folgenden  wollen  wir  uns  daher  die  Situation  von  trans
Jugendlichen  anschauen,  die  von  vielen  Unterdrückungsmechanismen
nochmal  stärker  betroffen  sind.

Unterdrückung in der Familie
Probleme mit der Familie sind für viele Jugendliche Alltag. Doch trans zu
sein, kann diese noch mal verschärfen. Denn es geht nicht darum, einfach
„nur” nicht verstanden zu werden.  Stell dir vor: Du kannst dich nicht so
kleiden, wie du willst. Alle sprechen dich mit einem Namen an, der nicht dein
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eigener ist. Kurzum – man sieht dich nicht so, wie du wirklich bist. Deswegen
ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  laut  einer  Studie  des  Deutschen
Jugendinstituts 69,4 % der trans Jugendlichen befürchten, dass ihre Familie
sie nicht akzeptieren wird. Doch was bedeutet das konkret?

Das  Coming-out  kann  eine  große  Hürde  sein,  da  die  finanzielle  und
juristische Abhängigkeit von der Familie es nahezu unmöglich machen kann,
sich  frei  auszudrücken  oder  notwendige  medizinische  Behandlungen  wie
Hormontherapie zu erhalten. Denn letzten Endes bestimmst nicht du über
deinen Körper, sondern deine Erziehungsberechtigten. Das ist der Kern des
Problems: Wenn deine Eltern kein Verständnis haben (wollen), dich nicht
ernst nehmen – oder einfach nur hilflos sind, dann wird es schwierig. Die
juristische, sowie finanzielle Abhängigkeit erschwert es vielen trans Personen
massiv, einfach so das Elternhaus zu verlassen und auszuziehen. Ganz zu
schweigen von der emotionalen Belastung, die damit einhergeht, wenn die
eigenen Eltern/Erziehungsberechtigten einen nicht unterstützen können oder
wollen. rans Menschen, v.a. Jugendliche haben eine viel zitierte enorm hohe
Rate an Suizidversuchen (je nach Studie um die 40%). Wenn mindestens eine
erwachsene Person sie unterstützt,  sinkt die Wahrscheinlichkeit  um etwa
30% Doch die Beratungsangebote für trans Jugendliche sowie ihre Eltern
sind selten – und die wenigen, die es gibt, sind oft überlastet oder gar nicht
unvoreingenommen.  Deswegen treten  wir  nicht  nur  für  den  Ausbau von
Beratungsstellen ein, für Jugendliche braucht es auch die Möglichkeit, bei
Bedarf ihr Leben unabhängig vom Elternhaus gestalten zu können!

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden und Jugendlichen in Ausbildung! Für ein monatliches
Mindesteinkommen, angepasst an die Inflation, von 1.100 Euro plus
Warmmiete, finanziert durch Besteuerung von Reichtum und Kapital!

Für  selbstverwaltete  Freiräume  für  Jugendliche,  den  massiven
Ausbau  von  Jugendzentren  und  kostenlose  Zugang  zu  einem
ausgebauten  Freizeit-  und  Kulturangebot,  bezahlt  durch  die
Besteuerung  der  Reichen!



Ausbau  von  flächendeckenden  Beratungsstellen  von  und  für
LGBTIA+ und ihre Angehörigen!

Für  den  Ausbau  von  Schutzhäusern  für  Kinder  und  Jugendliche!
Niemand  soll  bei  seiner  Familie  bleiben  müssen,  wer  das  nicht
möchte!  Für  die  Förderung  neuer  Formen  des  Zusammenlebens,
beispielsweise  durch  den  Ausbau  und  die  Weiterentwicklung  des
sozialen Wohnungsbaus! 

Schule und Ausbildung
Doch nicht nur in der Familie, sondern auch an Orten, wo man den Großteil
seiner Lebenszeit verbringen muss – also Schule oder Ausbildungsstätte –
wird man eingeschränkt. Eine weitere Studie des Bundesverbands Trans* aus
dem Jahr 2017 zeigt, dass fast 90 % der trans Schüler:innen in Deutschland
in der Schule diskriminiert werden. Dazu gehören u. a. die Verwendung des
Deadnames und von falschen Pronomen, Belästigungen, Mobbing und auch
physische Übergriffe. Die Studie zeigt auch auf, dass nur ein Bruchteil der
betroffenen Schüler:innen sich an Lehrkräfte oder Schulleitungen wendet, da
sie Angst haben, dadurch noch stärker stigmatisiert zu werden. Denn die
wenigsten  Schulen  bieten  Unterstützung  gegen  Mobbing  und
Diskriminierung  an,  auch  wenn sich  viele  von  ihnen  das  Abzeichen  von
Schule ohne Rassismus, Schule mit Courage ans Tor hängen lassen. Aus
einer weiteren Studie des Bundesverbandes geht hervor, dass nur 18 % der
trans Schüler:innen das Gefühl haben, dass ihre Schule ein sicherer Ort für
sie ist. Dies liegt auch daran, dass die Idee des binären Geschlechtersystems
in der Gesellschaft vorherrschend ist und ebenso in der Schule reproduziert
wird.  Sei  es  durch  Unterrichtsinhalte,  bei  denen  Frau  Meier  den
Wocheneinkauf für ihre Familie tätigt als Einleitung für eine Textaufgabe in
Mathe, die klassische, heteronormative Sexualkunde im Biologieunterricht,
lediglich ausgelegt auf Verhütung und Reproduktion, oder die Abwesenheit
von queeren Lebensrealitäten in der Pflichtlektüre, die wir in Deutsch oder
Englisch lesen müssen. Das gilt auch für Regelungen, die über den bloßen
Unterricht  hinausgehen,  aber  den Schulalltag  prägen wie  z.  B.  fehlende



geschlechtsneutrale  Toiletten  oder  Umkleideräume  sowie  die  allgemeine
Adressierung  der  Schüler:innenschaft  in  Rundbriefen.  Das  Verbot.  an
Schulen  zu  gendern,  wie  es  in  Sachsen  und  Sachsen-Anhalt  bereits
umgesetzt  wurde,  oder  in  Berlin  durch  die  CDU-Regierung  zumindest
diskutiert wird, tut sein Übriges. Auch wenn Gendern nicht automatisch zur
Befreiung von trans Personen führt, so ist dennoch die Repräsentation in der
Sprache auch ein mögliches Kampffeld.

Schluss mit Deadnames auf Klassenarbeiten, Schüler:innenausweisen
und Klassenbüchern! 

Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern! 

Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen:  Rahmenlehrpläne  unter
Kontrolle der Lernenden, Lehrenden, Arbeiter:innenbewegung und
Vertreter:innen  von  Diskriminierten!  Für  angemessenen,
verpflichtenden Aufklärungsunterricht vor der Geschlechtsreife und
die  gleichberechtigte  Darstellung  aller  Formen  von  Geschlecht,
Geschlechtsidentität,  Sexualität  und  des  einvernehmlichen
Geschlechtsverkehrs!

Kampf  der  Diskriminierung  an  der  Schule:  Für  breite
Aufklärungskampagnen durch die Gewerkschaften von Lehrkräften
und Schüler:innen und für eine von der Schulleitung unabhängige
Antidiskriminierungsstelle,  kontrolliert  von  Lernenden,  Lehrenden
und  Organen  der  Arbeiter:innenklasse,  die  jederzeit  wähl-  und
abhwähbar  sind!

Von Schüler:innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule und den Ausbau von



Unisextoiletten sowie Umkleideräumen!

Ähnlich sieht die Situation in der Ausbildung aus. Hier kommt jedoch der
ökonomische Druck hinzu, der es vielen erschwert, sich selbst auszuleben
oder dies sogar komplett unmöglich macht. Eine Studie – ebenfalls aus dem
Jahr 2017 – von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat ergeben, dass
trans Personen in der Ausbildung häufiger diskriminiert werden als ihre cis-
geschlechtlichen  Kolleg:innen.  48  Prozent  der  befragten  trans  Personen
gaben an, bereits Diskriminierung am Arbeitsplatz erlebt zu haben, während
es bei cis Personen nur 24 Prozent waren. 

Die  Diskriminierung reichte von Mobbing über  das Ausgrenzen aus dem
Team bis hin zu sexueller Belästigung. Dabei ist klar: Ob nun Kolleg:innen,
die durch mangelndes Wissen mit Stammtischparolen um sich werfen, oder
beispielsweise Kund:innen, die eine/n missgendern oder gar offen ausgelebte
Transfeindlichkeit: Als Azubi für die eigenen Rechte einzustehen, ist um ein
Vielfaches vertrackter. Das liegt aber nicht (nur) am Alter an sich, sondern
der Status als Azubi ist hier das entscheidende Moment – Lehrjahre sind
schließlich  keine  Herrenjahre.  Dass  man  als  ungleiche  Arbeitskraft
angesehen wird, die erstmal „richtig ausgebildet” werden muss, bevor man
als  gleichrangig  angesehen  wird,  wirkt  sich  auch  auf  den  Umgang
miteinander  aus.  Herablassende  Bemerkungen,  gar  Beleidigungen  statt
konstruktiver  Kritik  sind  in  bestimmten  Branchen  ganz  offen  an  der
Tagesordnung, in anderen existieren sie eher versteckt. Das kann soziale
Unterdrückung verstärken und den Rahmen, wie man sich dagegen wehren
kann,  erheblich  einschränken.  Wenn  wir  also  in  der  Ausbildung  gegen
Transfeindlichkeit kämpfen wollen, dann müssen wir das mit dem Kampf für
bessere Ausbildungsrechte verbinden!

Tarifliche  und  rechtliche  Gleichstellung  aller  Auszubildenden!
Mindestausbildungsvergütung  in  Höhe  des  Mindestlohns  und
Anhebung  dessen  auf  15  Euro  die  Stunde!

Gegen  alle  Versuche  und  Regelungen  wie  „Job  aktiv“  und



„Kombilohn“, die den Billiglohnsektor ausweiten! Übernahme aller
befristeten  und  Leiharbeits-  in  Normalarbeitsverhältnisse  statt
Ausdehnung  der  Flexibilisierung  und  des  Niedriglohnsektors!

Probezeit? Nein Danke: Volle wirtschaftliche Rechte – inklusive des
auf Streik – für Azubis!

Übernahme  garantiert:  Volle  und  unbefristete  Übernahme  aller
Jugendlichen  nach  der  Ausbildung  –  bei  Verweigerung  der
Übernahme Strafzahlung! Für die Abschaffung aller Quoten, die die
Übernahme beschränken! 

Für  das  Recht,  in  Job  und Ausbildung den gewählten  Namen zu
nutzen, auch wenn dieser noch nicht im Ausweis steht!

Um die Situation am Arbeitsplatz nachhaltig zu verbessern, muss sich auch
was in den Gewerkschaften ändern. Es ist ein erster Schritt gewesen, dass
man auch „divers” im Mitgliedsausweis angeben kann – aber mal ehrlich,
ausreichend ist  das nicht.  Erstmal  sollte  es nicht  verpflichtend sein,  das
eigene Geschlecht überhaupt angeben zu müssen. Darüber hinaus müssen
Gewerkschaften an Betrieben und Berufsschulen präsent sein.  Das heißt,
zum  einen  Aufklärungskampagnen  gegen  Diskriminierung  an  Betrieben,
Schulen und Unis organisieren und zum anderen auch, die Präsenz durch
Beratungsstellen  an Berufsschulen sowie  die  Vertrauenskörperstruktur  in
den Betrieben flächendeckend auszubauen. Zusätzlich ist es ein Problem,
dass für Länder wie Deutschland Datenerhebungen fehlen, wenn es darum
geht,  die  Verbindung  von  Einkommen  und  Unterdrückung  zu  erfassen.
Zahlen aus den USA belegen, dass dort insbesondere schwarze trans Frauen
weniger als der US-Durchschnitt verdienen. Solche Erhebungen wären ein
erster Schritt,  um auch passende Forderungen aufwerfen zu können und
würde zudem klar zeigen, dass Gewerkschaften sich bewusst positionieren.



Flächendeckender  Ausbau  der  Vertrauenskörperstrukturen  und
Antidiskriminierungsstellen!

Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!

Breite  Kampagnen  zur  gewerkschaftlichen  Organisierung  von
Jugendlichen! Wir wollen uns nicht bevormunden lassen: Gerechte
Repräsentanz in den Gremien der Gewerkschaften! 

R e g e l m ä ß i g e  E r h e b u n g e n  b z g l .  E i n k o m m e n  u n d
Diskriminierungserfahrungen, kontrolliert durch Gewerkschaften!

Medien, Alltag und Gewalt
Ob  Bahnhofstoiletten,  Behördengänge,  Bekleidungsgeschäfte  oder  das
umfangreiche Sortiment an Waren, die man erwerben kann: Wenn man mal
darauf achtet, dann wird deutlich, wie viel in unserer Gesellschaft eigentlich
von der binären Geschlechterordnung bestimmt wird. Daraufhin einfach mal
abschalten und eine Serie schauen, um den Stress in der Schule oder Familie
zu  vergessen?  Das  ist  aber  nur  bedingt  möglich.  In  den  letzten  Jahren
wurden zwar immer mehr trans Charaktere in Serien und Filme integriert.
Dennoch: Die Sichtbarkeit ist umkämpft und noch längst nicht ausreichend.
Diversität heißt übrigens nicht, so viele unterdrückte Gruppen wie möglich
zu zeigen, sondern auch eine Varianz dieser mit einzubeziehen. 

Ansonsten werden immer wieder Stereotype reproduziert. Was bedeutet das
in  der  Praxis?  Es  ist  legit im,  sich  mit  dem  Thema  Transit ion
auseinanderzusetzen.  Aber  genauso  notwendig  ist  es,  unterschiedliche
Erfahrungen  mit  einzubeziehen:  Nicht-binäre  trans  Personen  sind  eher



unterrepräsentiert  und  Menschen,  die  trans  sind,  aber  sich  nicht  in  die
jeweilige Geschlechterrolle stecken lassen wollen, werden meistens negativ
dargestellt. Die Charaktere, die am positivsten wegkommen, sind jene, die
der binären Geschlechterordnung am meisten entsprechen. Das zu zeigen, ist
nicht per se falsch, das ausschließlich zu zeigen, allerdings schon. Flache
Charakterarchs hin zur Akzeptanz der eigenen Transidentität oder das bloße
Darstellen von körperlicher und sozialer Transition oder dem Umgang mit
Diskriminierung sind vielleicht für cis Personen interessante Geschichten,
aber für trans Menschen ist das einfach unser selbstverständlicher Alltag und
damit  totlangweilig.  Wir  wollen  trans  Held:innen,  Bösewichte,  Mütter,
Nebencharaktere,  Kolleg:innen  etc.  in  Serien  und  Filmen,  deren
Transidentität sie nicht definiert – aber eben selbstverständlicher Teil ihrer
Geschichte und Lebensrealtität ist.

Besser  wird  es  jedoch  auf  keinen  Fall ,  wenn  man  die  meisten
Nachrichtenseiten  aufruft.  Die  vermehrte  Repräsentation  von  trans
Personen, die Bevormundung von Jugendlichen, die Krise der bürgerlichen
Familie, der allgemeine gesellschaftliche Rechtsruck und der Misserfolg des
bürgerlichen  Feminismus  hinsichtl ich  der  Überwindung  von
Frauenunterdrückung,  haben  unter  anderem  dazu  geführt,  dass
(vermeintliche)  Feminist:innen  wie  Alice  Schwarzer  vom  „Transtrend“
sprechen.  In  Nachrichten  –  insbesondere  in  populistischen  Blättern  –   
werden fiktive Szenarien beleuchtet, in denen angebliche Feminist:innen vor
allem trans Frauen unglaubliche Dinge unterstellen, anstatt über die reale
Gewalt, die trans Personen angetan wird, zu berichten. Die Kriminalstatistik
zeigt jedoch: Zwischen 2018 und 2021 hat sich die Gewalt gegen queere
Menschen  mehr  als  verdoppelt.  Das  führt  uns  zur  eigentlichen  Gefahr:
Während man in größeren Städten zwar etwas „sicherer” als in ländlicheren
Gegenden ist, so ist es nicht gegeben, dass man mal „einfach so” Bahn fahren
kann. Komische Blicke, Beleidigungen und die Angst vor Gewalt gehören in
der  Regel  dazu,  wenn  man  nicht  so  aussieht,  wie  die  klassischen
Geschlechterrollen es  verlangen.   Das wird verstärkt  durch den stetigen
Rechtsruck,  den wir  erleben,  und so steigt  auch die  Gefahr  für  gezielte
Übergriffe.  Selbst  in  vermeintlich  „queerfreundlichen”  Großstädten  wie
Berlin  kommt  es  mittlerweile  nicht  nur  zu  verbalen,  sondern  auch



körperlichen  Angriffen.

Enteignet  die  „kulturschaffende“  Industrie  (Gameentwickler,
Filmproduktionen, …) und organisiert die Produktion durch Räte aus
Arbeiter:innen, Zuschauer:innen und Unterdrückten!

Gewalt  stoppen:  Demokratisch  organisierte  und  gewählte
Selbstverteidigungskomitees gegen Übergriffe auf LGBTIA+! Für den
Ausbau  von  Schutzräumen  für  LGBTIA+  und  Unisexorte  in  der
Öffentlichkeit!

Medizinische Versorgung
Arz-/Ärztinttermine sind generell  ein  rares  Gut.  Wer  versucht  hat,  einen
Beratungstermin beispielsweise beim/bei der Endokrinolog:in zu bekommen,
weiß, dass Wartezeiten von über einem halben Jahr keine Seltenheit sind.
Deswegen bedeutet der Kampf für Selbstbestimmung auch ein Kampf für die
Verbesserung des Gesundheitssystems insgesamt. Das bedeutet:

Weg  mit  Privatisierung  der  Krankenhäuser!  Nein  zu  deren
Schließungen auf dem Land!

Für einen höheren Personalschlüssel und Verkürzung der Arbeitszeit
für alle Beschäftigten bei  vollem Lohnausgleich!

Finanziert werden sollte das Ganze durch die Abschaffung des DRG-Systems,
Abschaffung  des  Zweiklassen-Gesundheitssystems  (also  nur  gesetzliche
Krankenkassen statt privater), Besteuerung der Reichen und Enteignung der
Klinik- und Pharmaziekonzerne. So können eine schnellere Terminvergabe
sowie qualitativ bessere Betreuung gewährleistet werden. Doch nicht nur
Termine sind ein Problem: Arzt-/Ärztinbesuche bei Gynäkolog:innen sowie
Urolog:innen sind für viele nicht nur mit emotionalem Stress verbunden sind



–  sondern  können  auch  mit  Ablehnung  und  Unverständnis  seitens
Praxismitarbeitenden oder anderen Patient:innen begleitet werden. So hat
laut einer Studie der deutschen AIDS-Hilfe und des RKI von 2023 fast jeder
fünfte nicht-binäre oder trans Mensch (17 Prozent) bereits aus Angst vor
Diskriminierung lieber  auf  bestimmte medizinische Leistungen verzichtet.
Auch  in  der  Apotheke  kann  es  unangenehm  werden,  wenn  die
Mitarbeiter:innen  beispielsweise  einem  trans  Mann  keine  Pille  danach
rausgeben möchten, da in manchen Apotheken die Vorgehensweise üblich
ist, dass sie Pille nur an die betroffene Frau verkauft wird. In einer Situation,
wo  sich  viele  sowieso  schon  gedemütigt  aufgrund  des  gesellschaftlichen
Stigmas bei Notfallverhütung fühlen, müssen trans Personen nun auch noch
ihr Anliegen zusätzlich begründen.

Die  Transition  an  sich  ist  auch  mit  vielen  Hindernissen  verbunden.  So
müssen  sich  trans  Menschen  vor  einer  Hormonbehandlung  oder
chirurgischen Eingriffen  in  zwei  unabhängigen Gutachten unangenehmen
psychosozialen Befragungen stellen, wo unter anderem intime Details über
das Sexualleben und den mentalen Gesundheitszustand abgefragt werden,
damit  Ärzt:innen  bestätigen  können,  dass  die  Person  für  eine  solche
Behandlung in Frage kommt. Das kann auch dazu führen, dass nicht-binäre
trans Personen, welche den Wunsch nach einer Hormonbehandlung hegen,
ihre Ärzt:innen anlügen müssen, da sie diese Hormone nur bei einer binären
Transgeschlechtlichkeit  verschreiben (können).  Mit  diesem unnötigen und
beschämenden  Herumstochern  im  Privatleben  muss  Schluss  sein!
Beratungsstellen müssen ausgebaut werden, aber die Beratung sollte sich
nicht  wie  eine  Prüfung  anfühlen  und  letztendlich  sollte  es  keine
Fremdbestimmung  durch  das  ärztliche  Personal  geben.

Für trans Jugendliche spielt auch die Frage von Pubertätsblockern eine Rolle,
die  verhindern  sollen,  dass  sie  in  die  Pubertät  kommen  und  diesem
Leidensdruck, der damit einhergeht, ausgesetzt werden, obwohl sie bereits
beginnen, ihre Geschlechtsidentität zu hinterfragen. Es zu begrüßen, dass
trans Jugendlichen so eine Möglichkeit geboten wird, die Selbstbestimmung
über die Entwicklung ihres Körpers erlangen zu können. Statt Panikmache
von Alice Schwarzer und Co. und Bevormundung durch die Eltern, braucht es



gute  Aufklärung  über  die  bestehenden  Studien  (die  existieren,  da
Hormonblocker  schon  seit  Jahrzehnten  in  anderen  medizinischen  Fragen
eingesetzt  werden)  und  einfach  medizinische  Studien  für  Hormon
Replacement  Therapie.  

Zudem  ist  –  wie  auch  woanders  –  die  Medizin  von  gesellschaftlicher
Unterdrückung  geprägt.  Das  wird  deutlich  daran,  dass  viele
Patient:innenstudien, Symptome und Medikamentenvorgaben auf Basis cis-
männlicher  Körper  stattfinden  –  was  beispielsweise  dazu  führt,  dass
Personen  mit  biologisch  weiblichem  Körper  vermehrt  an  Herzinfarkten
sterben, weil sie andere Symptome aufweisen oder nicht ernst genommen
werden, insbesondere wenn sie nicht-weiß sind. Falsche Kategorisierung des
Geschlechts der Betroffenen oder die Annahme, es würde sich um einen cis
Körper handeln, können auch fatale Folgen hinsichtlich der Beratung bei
Verhütungsmethoden  sowie  der  Behandlung  von  Geschlechtskrankheiten
oder  der  HIV-Prävention  haben,  da  manche  Beratungen  aufgrund  der
Vermutung  einer  Geschlechtsidentität  und  sexueller  Orientierung  nicht
durchgeführt werden und auch hier die Präparate unterschiedlich auf die
Körper wirken. Nach einer Personenstands- und Namensänderung zahlt die
Krankenkasse  teilweise  „geschlechtsspezifische“  Behandlungen  wie  HPV
Impfungen nicht mehr (bzw. man muss sich ihnen extra erklären und damit
rumschlagen). 

Viele Ärzt:innen wissen außerdem schlicht nicht, was eine HRT (Hormone
Replacement Therapy) an einem Körper ändern kann und ignorieren z.B.
dass bei einer Testosterontherapie das Risiko von Herzerkrankungen auf das
eines  cis  Mannes  steigt,  andere  körperliche  Vorgänge  eher  wie  bei  cis
Frauen funktionieren und wieder andere Dinge mit beidem nur noch wenig
zu tun haben. Faktisch führt das dazu, dass trans Menschen oft zu Ärzt:innen
gehen und ihnen erstmal ihren Körper erklären müssen. Da an der Stelle
aber zu wenig Forschung existiert,  es sehr kompliziert werden kann, die
Beschäftigung mit dem eigenen Körper mental schwierig sein kann und die
Ressourcen  begrenzt  s ind,  s ind  viele  trans  Menschen  dazu
verständlicherweise nicht in der Lage. Der erschwerte Zugang führt aber
dazu,  dass  manche  trans  Personen  sich  über  inoffizielle  Wege  Hormone



besorgen  müssen.  Ohne  medizinische  Überwachung  der  Dosierung  und
Nebenwirkungen kann das aber auch sehr gefährlich für die Betroffenen
enden.  Das  heißt,  wir  brauchen  Forschung,  Lehre  und  Praxis,  die  die
Auswirkungen gesellschaftlicher Diskriminierung mit einbeziehen, sowie eine
Medizin, die eine biologische Bipolarität  der Geschlechter anerkennt! Des
Weiteren brauchen wir auch eine Auseinandersetzung mit der Produktion
von Medikamenten und Präparaten in der Pharmazie. Die Devise heißt hier
Enteignung  unter  Arbeiter:innenkontrolle  und  die  Aufhebung  des
Patentrechts,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Produktion  von
Pubertätsblockern und Hormonpräparaten nicht unter Profitinteresse steht
und sie auch in einer Langzeitanwendung so sicher wie möglich sind!

Für Selbstbestimmung über den eigenen Körper: Für das Recht auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zu  medizinischer
Geschlechtsangleichung!

Schluss mit Diskriminierung: Rahmenlehrpläne in der medizinischen
Ausbildung  unter  Kontrolle  von  Ärzt:innen,  Arbeiter:innen  und
V e r t r e t e r : i n n e n  v o n  U n t e r d r ü c k t e n !  F ü r  b r e i t e
Sensibilisierungskampagnen  gegen  Diskriminierung  im
Gesundheitssystem und den Ausbau von Gesundheitszentren speziell
für Frauen und LGBTIA+! 

Intersex  vollständig  legalisieren:  Verbot  medizinisch  nicht
notwendiger, kosmetischer
Genitaloperationen an Kindern!

Rekommunalisierung  und  Verstaatlichung  aller  privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient:innen, die ein
In teresse  an  guten  Arbe i t sbed ingungen  und  guter
Gesundheitsversorgung  haben!



Freier  und  kostenloser  Zugang  zu  Verhütungsmitteln!  Massiver
Ausbau der Beratung und Forschung in diesem Bereich!

Staatliche Diskriminierung
Seit August 2023 ist das TSG (Transsexuellengesetz) Geschichte und wurde
durchs  sogenannte  „Selbstbestimmungsgesetz”  ersetzt.  Erst  einmal  das
Positive:  Das  Selbstbestimmungsgesetz  ermöglicht  es  trans,
intergeschlechtlichen  und  nicht-binären  Menschen,  ihren  Namen  und
Geschlechtseintrag auf Antrag beim Standesamt zu ändern. Während man
früher  vor  Gericht  gehen  musste  sowie  zwei  psychologische  Gutachten
brauchte , nur um die Personenstandsänderung durchzusetzen, kann man ab
Herbst 2024 Namen und Geschlecht angleichen, indem man sich 3 Monate
vor der sogenannten „Erklärung mit Eigenversicherung“ beim Standesamt
anmeldet. Doch für Minderjährige ist der Prozess der „Selbstbestimmung“
weitaus weniger frei und eigenständig möglich. Personen ab 14 Jahren haben
zwar das Recht, ihren Antrag auf Geschlechtsänderung selbst einzureichen.
Seine Wirksamkeit hängt jedoch von der Zustimmung der sorgeberechtigten
Person oder des Familiengerichts ab. 

Alle jüngeren Personen dürfen nicht mal den Antrag selber einreichen und
haben wenig mitzureden, welches Geschlecht oder welcher Name angegeben
wird. Ausgeschlossen werden ebenso Personen, deren Visum bald abläuft –
um zu verhindern, dass sie sich vor der Abschiebung „drücken” können. Auch
im  „Spannungs-  und  Verteidigungsfall“  kann  die  Angleichung  auch
„ausgesetzt”  werden,  um  Menschen  in  den  Wehrdienst  einzuziehen.
Besonders fatal ist, dass mit dem Selbstbestimmungsgesetz eine Liste erstellt
wird. Das heißt: Alle trans Personen (mit ihren Deadnames und Adressen)
sind den staatlichen Strukturen wie BKA, Polizei und Geheimdienst bekannt.
Man benötigt keine Datenschutzexpertise, um zu wissen, dass das überhaupt
nicht nötig ist, sondern vielmehr eine Gefährdung darstellt .

Für  Selbstbestimmung  über  die  eigene  Geschlechtsidentität:  Für
Recht auf kostenfreien und unbürokratischen Zugang zur offiziellen
Namens-  und  Personenstandsänderung!  Gegen  den  Zwang,  das



Geschlecht  in  amtlichen  Dokumenten  anzugeben!

Keine Weitergabe dieser Informationen an Bundeskriminalamt (BKA),
die  Landeskriminalämter,  die  Bundespolizei,  das  Bundesamt  für
Verfassungsschutz  und  den  Militärischen  Abschirmdienst!

Volle  rechtliche  Gleichstellung  von  LGBTIA+!  Gleichstellung  aller
Partnerschaften und Lebensgemeinschaften mit der Familie! Für die
automatische Eintragung queerer Eltern auf  die  Geburtsurkunden
ihrer Kinder: mit ihren gewünschten Namen und Geschlecht!

Ursprung der Unterdrückung
Die Beispiele zeigen: Die Unterdrückung von trans Menschen ist überall zu
finden. Doch wenn wir sie nicht nur oberflächlich bekämpfen wollen, müssen
wir uns fragen: Woher kommt sie eigentlich?  Für uns als Marxist:innen ist
die Diskriminierung von trans und anderen queeren Personen eng mit der
Frauenunterdrückung  verbunden.  Letztere  wird  in  der  kapitalistischen
Gesellschaft durch die Auslagerung von Reproduktionsarbeit (beispielsweise
Kindererziehung,  Pflege,  Kochen,  Waschen  etc.)  ins  Private  manifestiert.
Kollektive  Küchen,  Waschhäuser  oder  auch  Pflege  könnte  man
gesamtgesellschaftlich organisieren und dadurch massiv Zeit einsparen (und
so auch die Qualität verbessern).  Doch um Kosten zu sparen, wird diese
Arbeit  in  das  Privatleben  von  Individuen  gedrängt.  Frauen  tragen  dabei
oftmals  die  Hauptlast  der  reproduktiven  Arbeit  aufgrund  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung,  die  vorherrscht.  Der  Stereotyp  der
bürgerlichen  Familie  macht  das  besonders  deutlich:  

Hier hat „alles seine Ordnung” und die Rollen sind klar verteilt: Der Mann
ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls noch
etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt und die
Kindererziehung  kümmert.  Wer  sich  jetzt  denkt,  dass  die  1960er  Jahre
angerufen haben und ihre verstaubte Lebensrealität zurückhaben wollen, hat



recht. Jedoch wird diese Aufteilung nach wie vor vielerorts reproduziert: Sei
es  in  Medien,  durch  Religionen,  konservative  Politiker:innen  oder  durch
Gesetze,  die  Hetero-Zweierbeziehungen  bevorzugen.  Kurzum:  Die
bürgerliche Familie nimmt im Kapitalismus einen ideologischen Stellenwert
ein, der geschützt wird. Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach
eine Ideologie und Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist.
So werden durch das Idealbild der Familie die Erbschaftsverhältnisse der
Herrschenden  geregelt,  während  die  ganze  Reproduktionsarbeit  der
Arbeiter:innenklasse unentgeltlich im Privaten stattfindet. Menschen, die nun
nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen, sind
der bürgerlichen Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge. Denn mit ihrer
bloßen Existenz stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es
„natürlich„ scheint,  dass Männer arbeiten,  Frauen Hausarbeit  verrichten,
und es normal ist,  dass nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen. Das
erklärt auch, warum insbesondere Rechte und andere Reaktionär:innen so
vehement  gegen  Queers  eintreten.   Gleichgeschlechtliche  Partner:innen
lieben, mehr als eine/n Partner:in haben oder eben das eigene Geschlecht
angleichen lassen – all das greift die geschlechtliche Arbeitsteilung an. Diese
ist  jedoch  notwendig,  um  die  Familie  und  somit  die  Auslagerung  der
Reproduktionsarbeit  ins  Private  aufrechtzuerhalten  und  somit  auch  der
Ursprung der Unterdrückung von LGBTIA+.

Kampf  für  Reduzierung  der  Arbeitszeit  für  die  gesamte
Arbeiter:innenklasse, damit die
Reproduktionsarbeit auf alle  verteilt werden kann und den Frauen
die  Teilnahme  am  politischen  und  gesellschaftlichen  Leben
erleichtert  wird!

Kampf  den  Geschlechterrollen:  Schluss  mit  geschlechtlicher
Arbeitsteilung:  Für  die  Vergesellschaftung  der  Haus-  und
Reproduktionsarbeit;  gleichmäßige  Aufteilung der  übrigbleibenden
privaten Tätigkeiten!



Was tun?
All  diese  Forderungen  zu  erkämpfen,  wäre  ein  wichtiger  Schritt  in  der
Verbesserung der Situation von trans Personen. Unser Ziel muss jedoch sein,
der Unterdrückung die materielle Grundlage zu entziehen. Deswegen ist für
uns  der  Kampf  für  die  Befreiung  von  LGBTIA+  verbunden  mit  der
Notwendigkeit,  die  Reproduktionsarbeit  zu  vergesellschaften  und  die
kapitalistische  Gesellschaft  zu  zerschlagen!

In der Praxis setzen wir uns für einen gemeinsamen Kampf von Frauen-,
LGBTIA+- und Arbeiter:innenbewegung ein. Zum einen, weil Erstere genauso
Teil der Arbeiter:innenklasse sind und das Bild des „Arbeiters im Blaumann”
als diese vollständig repräsentierendes veraltet ist. Zum anderen nimmt die
Arbeiter:innenklasse  eine  Schlüsselposition  ein,  wenn  es  darum  geht,
Forderungen  durchzusetzen.  Durch  ihre  Stellung  im  Produktionsprozess
kann sie durch Streiks ökonomischen Druck aufbauen und so sichern, dass
Reformen durchgesetzt werden können. Sie ist auch zentral, wenn es darum
geht,  den Kapitalismus zu zerschlagen. Deswegen ist  es unsere Aufgabe,
revolutionäres Bewusstsein in die Klasse zu tragen und den gemeinsamen
Kampf zu führen, um gegen existierende Vorurteile sowie Diskriminierung zu
kämpfen und letzten Endes die Grundlage von LGBTIA+-Unterdrückung zu
beseitigen. Um das zu ermöglichen, glauben wir, dass es notwendig ist, dass
in  den  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  –  ob  nun  Gewerkschaft,
revolutionärer  Organisation  oder  Partei  –  das  Recht  für  gesellschaftlich
Unterdrückte besteht, einen Caucus zu bilden, d. h. einen Ort, an dem sie
sich unter ihresgleichen treffen können, um sich über erlebte Unterdrückung
auszutauschen,  ob  nun  innerhalb  oder  außerhalb  der  Strukturen.  Dafür
benötigen wir auch ein revolutionäres Programm, welches alle Forderungen,
die  sich  auf  die  unterschiedlichen  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten
beziehen,  zu  einem  gemeinsamen  Kampf  verbindet.



10  Forderungen  für  den
palästinensischen
Befreiungskampf
Dezember 2023

Seit  dem  7.  Oktober  findet  ein  erbarmungsloser  Krieg  gegen
die palästinensische Bevölkerung statt. Gefangen in einem Freiluftgefängnis
haben die  Bewohner_innen keine Möglichkeiten zur  Flucht  vor  dem Tod
durch  Bomben  oder  die  Bodentruppen  der  IDF.  Israels  Regierung  stellt
diesen Staatsterror kaum widersprochen als Akt der „Selbstverteidigung“
dar. Dabei sind sie nicht die einzigen, die mit Rassismus und Nationalismus
die Bevölkerung hinter sich vereinen. Auch in imperialistischen Ländern wie
Deutschland wird jegliche Palästina-Solidarität kriminalisiert und unter dem
Vorwand des Kampfes gegen Antisemitismus findet eine zutiefst rassistische
Politik statt, in welcher Migrant_innen als die Übeltäter gelten. Wir möchten
hiermit 10 Forderungen aufstellen, die wir zum einen in Palästina und dann
in Deutschland diesen Verhältnissen entgegensetzen.

In Palästina: 

1. Sofortiges Ende der brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe
auf Gaza! Aufhebung der Blockade! Abzug aller Truppen der IDF aus
Gaza und Westbank! Für die Freilassung aller Gefangenen! 

Nach der kurzen Waffenruhe, gehen die Angriffe in unverminderter Härte
weiter  und  die  IDF  unter  der  Führung  einer  ultrarechten  Regierung
haben keine Probleme damit, abertausende Zivilist_innen zu ermorden und
die dort lebende Bevölkerung als Tiere zu bezeichnen. Das sofortige Ende der
brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe auf Gaza ist dabei mehr als die
F o r d e r u n g  n a c h  e i n e r  e r n e u t e n  W a f f e n r u h e !  E i n e
unbefristete Waffenruhe und ein Durchlassen der Hilfslieferungen sind in der
aktuellen  Situation  überlebensnotwendig  für  die  Bevölkerung,
jedoch beendet dies nicht Besatzung, sondern bedeutet, dass die jetzigen
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Konflikte  eingefroren  werden.  Was  wir  zudem  nicht  fordern,  ist  die
D e m i l i t a r i s i e r u n g  d e r  P a l ä s t i n e n s e r _ i n n e n ,  d e n n  d a s
Recht aufSelbstverteidigung und der Kampf nach Freiheit muss auch militant
durchgesetzt werden. Alle Truppen der IDF müssen Gaza sowie die Westbank
verlassen, sie sind unterdrückerische Truppen, die die Herrschaft des Staate
Israels  mit  allen  Mitteln  durchsetzen.  Der  Abzug  der  IDF  sowie  die
Forderung nach einem sofortigen Ende des Mordens müssen bedingungslos
durchgesetzt werden! Wir stehen ein für die Freilassung der Gefangenen. Ca.
4500  Palästinenser_innen,  darunter  viele  Kinder  und  Jugendliche,  waren
schon vor dem 7.10. in israelischen Gefängnissen. Seitdem wurden weitere
4-5000  verhaftet,  die  auf  israelischem  Staatsgebiet  gearbeitet  hatten.
Freigekommene berichten in den meisten Fällen über Misshandlungen und
Folter.

2. Für das Recht der israelischen Soldat_innen sich zu weigern, in
Gaza und Westbank zu kämpfen. Löst die bürgerliche Armee und die
Polizei auf und bildet demokratische Arbeiter_innenmilizen, die sich
dem palästinensischen Widerstand anschließen! 

Wie wir es in Gaza zur Zeit sehen, haben die palästinensischen Streitkräfte
allein wenige Chancen, sich gegen das von USA und BRD hochgerüstete
Militär Israels zu verteidigen. Daher ist es unabdingbar, auch innerhalb der
israelischen  Gesellschaft  nach  Verbündeten  zu  suchen.  Wir  wissen,  dass
aktuell die israelische Bevölkerung mehrheitlich vereint für den Krieg gegen
die Palästinenser_innen steht. Dieser Umstand liegt allerdings nicht nur an
der reaktionären und kriegstreiberischen Rhetorik der Regierung und an der
engen  ideologischen  Bindung  der  israelischen  Bevölkerung  an  den
Zionismus,  die  historisch  auch  durch  diemateriellen  Vorteile  aus  der
Besatzung entstanden ist. Sondern zudem an dem harten Vorgehen gegen all
jene Menschen, die nur ansatzweise gegen diese vorherrschende Meinung
stehen. Umso wichtiger ist es daher, die wenigen Kriegsdienstverweigernden
und  Antizionist_innen  in  Israel  zu  unterstützen.  Der  Aufbau
einer antizionistischen Opposition in Israel ist notwendige Voraussetzung für
eine  Abschaffung  von  Militär  und  Polizei  und  für  die  Befreiung  der
israelischen Arbeiter_innenklasse. Wir sehen schon heute in kleinen Teilen



wie antizionistische Juden und Jüdinnen weltweit die Proteste mit antreiben
und  unterstützen.  In  Israel  ist  es  Aufgabe  von  Fortschrittlichen  und
Revolutionär_innen  sich  von  den  prozionistischen  und  staatstragenden
Organen wie der gelben Gewerkschaft Histadrut zu lösen, diese durch eine
gemeinsame  Organisierung  mit  ihren  palästinensischen  Geschwistern  zu
ersetzen und offen aufzuzeigen, dass der Krieg nicht in dem Interesse der
israelischen Arbeiter_innen sondern dem der Herrschenden liegt, wie es zum
Beispiel  lange  wichtiger  zu  sein  schien,  die  Vernichtung  der
Palästinenser_innen  voranzutreiben,  als  die  Befreiung  der  Geiseln
durchzusetzen. Der Klassenkampf, wie er sich zuletzt auch in den Protesten
gegen die Justizreform geäußert hatte, darf nicht zurückgestellt werden zu
Gunsten der vermeintlichen „Vaterlandsverteidigung“. 

3 .  N ieder  mi t  der  Apar the idsmauer  und  a l l en
Freiheitsbeschränkungen  für  Palästinenser_innen.  Für  die  völlige
rechtliche Gleichstellung aller Einwohner_innen zwischen Mittelmeer
und Jordan! Verstaatlichung allen Landbesitzes und Gewährung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_innen weltweit. 

Palästinenser_innen sind Menschen dritter Klasse in Israel, sie sind billige
Arbeitskräfte, nicht gleichgestellt vor dem Gesetz und werden systematisch
in  sozialen  wie  in  ökonomischen  Bereichen  ihres  Lebens  unterdrückt.
Israelische Institutionen, staatliche oder nicht-staatliche, entscheiden über
Häuserbau,  Wohnungen  und  in  Gaza  über  Strom,  Wasser,  Rohstoffe.
Checkpoints, stundenlange Kontrollen, Hausdurchsuchungen, Razzien oder
Verhaftung stehen an der  Tagesordnung,  wenn man Palästinenser_in  ist.
Darum  muss  die  Apartheidsmauer  niedergerissen  werden  und  alle
Freiheitsbeschränkungen  müssenaufgehoben  werden.  Wir  fordern  die
völlige Gleichstellung aller Menschen vor Ort und das Recht auf Rückkehr
aller  vertriebenen  Palästinenser_innen.  Grundlage  dafür  ist  das
vergesellschaftete Eigentum an Produktionsmitteln, Grundstücken, Fabriken,
Büros  und  ebenso  die  gleichberechtigten  Bereitstellung  von  Gesundheit,
Bildung und Wohnen, koordiniert durch einen demokratischen Plan. Deshalb
kämpfen wir für eine sozialistische Lösung, die auf dem gemeinsamen Besitz
des Landes und aller wichtigen Produktionsmittel basiert. 



4.  Für  ein  vereinigtes  säkulares,  sozialistisches  Palästina,  mit
Gleichheit  für  alle  seine  Bürger_Innen,  israelische  wie
palästinensische, als Teil einer sozialistischen Föderation des Nahen
Ostens.  Für einen neuen arabischen Frühling!

Die Befreiung des palästinensischen Volkes und die Freiheit der Völker des
Nahen  Ostens  von  westlicher  Herrschaft  und  Ausbeutung  erfordern  den
revolutionären  Sturz  Israels  als  rassistischen  Staat  und  seine  Ersetzung
durch einen einzigen bi-nationalen Staat, sowohl für sein palästinensisches
als  auch  für  sein  israelisch-jüdisches  Volk.  Das  bedeutet  weder  die
Vertreibung der israelischen Bevölkerung noch ihre Zerstörung als Nation.
Die „Zweistaatenlösung“ ist in Wirklichkeit tot. Ihre Anerkennung in Worten
existiert  als  Feigenblatt  für  israelische Übergriffe.  Für  die  USA und die
westeuropäischen  Staaten  rechtfertigt  sie  die  anhaltende  Unterstützung
Israels, und für reformistische Parteien wie die britische Labour ermöglicht
sie  es,  vermeintlich  Gesicht  zu  bewahren  vor  ihrer  muslimischen
Wähler_innenschaft, ohne sich jedoch zum palästinensischen Widerstand zu
bekennen .  Es  i s t  Aufgabe  der  Pa läs t inenser : innen  sowie
der Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder den israelischen Staat zu
stürzen. Letzteren kommt dabei eine wichtige Rolle zu. Sie sind es, die ihren
Diktatoren und Herrschernentgegentreten müssen, denn weder die Assads
noch die Khomenies, die Sissis oder die Erdogans dieser Region haben ein
Interesse an einem befreiten Palästina.  Es  braucht  ein  Auflammen eines
zweiten  arabischen  Frühlings,  in  welchem  sich  die  Arbeiter_innen  in
den  umliegenden  Ländern  gegen  ihre  Unterdrücker_innen  organisieren
und  siestürzen,  die  Grenzen  nach  Gaza  öffnen  und  unter  gemeinsamer
Kontrolle Hilfsgüter und den Kampf vor Ort unterstützen.

5.  Für  die  Schaffung  einer  unabhängigen  Arbeiter_innenpartei
Palästinas, die gestützt auf Gewerkschaftenund regionale Komitees
der  Unterordnung der  palästinensischen Linken unter  Hamas und
Fatah ein Ende bereitet!

Um für ein freies, säkulares und sozialistisches Palästina zu kämpfen, sowie
für die davor genannten Forderungen, ist es notwendig die fortschrittlichsten
Kräfte in einer Partei zu bündeln, die sich auf Räte und Komitees stützt, diese



Forderungen  durchsetzt  und  der  Bewegung  ein  politisches  Programm
gibt.  Mit dem Kampf für nationale Befreiung müssen hierbei soziale und
ökonomische  Forderungen  der  Arbeiter_innenklasse  wie  z.B.  nach  einem
angemessenen  Mindestlohn,  nach  Frauenrechten  oder  Rechten  von
LGBT+!  Es  braucht  zudem einen  Bruch  mit  der  Politik  der  Hamas  und
Fatah. Beide haben sie oft genug gezeigt, dass sie keine Strategie haben, den
Befreiungskampf  zu  gewinnen  und  dass  ihnen  die  Interessen  der
palästinensischen Massen letztlich egal sind. Sie beweisen dies nicht zuletzt,
indem sie, unter dem Deckmantel einer falschen Einigkeit, soziale Proteste
niederschlagen,  womit  sie  sich  praktisch  als  Instrument  der
Besatzungsmacht erweisen. Wir stehen für die Interessen der Arbeiter_innen,
kleinen  Bäuer_innen,  Jugendlichen  und  Frauen,  die  nicht  nur  gegen  die
zionistische Besatzung, sondern am Ende auch gegen die palästinensischen
Kapitalist_innen durchgesetzt werden müssen!

In Deutschland

1. Sofortiger Stopp aller Waffenlieferung, Stopp der militärischen,
wirtschaftlichen und diplomatischen Unterstützung Israels! Weg mit
den Kriegsschiffen vor Gazas Küste! Für gewerkschaftliche Aktionen
zur Blockade von Kriegsgütern! 

Die  deutsche  Rüstungsindustrie  liefert  schon  seit  langem  mit  Vorliebe
Kriegsgüter an Israel. Eine Auswertung der statistischen Daten von 2011 bis
2022 ergibt, das Israel auf Platz vier aller Staaten ist, in die Deutschland
Waffen exportiert. Seit dem Kriegsausbruch sind diese Zahlen noch einmal
explodiert: Im Vergleich zum Vorjahr hat sich schon jetzt das Volumen an
Rüstungsexporten mehr als verzehnfacht! Es ist einerseits eine grauenhafte
Vorstellung,  wie  sich  deutsche  Konzerne  an  dem  Morden  in  Palästina
bereichern. Andererseits werden diese Lieferungen auch durch Steuergelder
gefördert, denn die Unterstützung von Ordnungsmächten wie Israel und die
Aufrechterhaltung  der  Verhältnisse  von  halbkolonialer  Abhängigkeit  und
Ausbeutung durch den Imperialismus ist deutsche „Staatsräson“. All das zu
verhindern,  ist  unsere  beste  Chance  hier  in  Deutschland  dem  Krieg  in
Palästina entgegenzutreten und internationale Solidarität praktisch werden
zu lassen. Die Arbeiter_innen in der Logistik und in der Rüstungsindustrie



haben  kein  Interesse  an  der  Unterdrückung  ihrer  Klassengeschwister  in
Palästina. Sie müssen zu Streiks, Blockaden und Protestaktionen gewonnen
werden!

2. Schluss mit der Kriminalisierung des Befreiungskampfes! Keine
Verbote von Demos mehr und Aufhebung der Verbote von Samidoun,
PFLP, Hamas und PKK! 

Während  AfD,  holocaustleugnende  Nazis  oder  antisemitische
Querdenker_innen unter Polizeischutz ihre Ideologie auf die Straße tragen
durften,  wurden  Solidaritätsdemos  und  Gedenkveranstaltungen  mit  den
Opfern  des  Krieges  in  Palästina  reihenweise  verboten.  Dort  wo  sie
stattfinden, geht dies mit Schikanen der Polizei einher: Menschen werden
geschlagen,  verhaftet  und  angezeigt.  Wir  haben  schon  länger  an  der
Repression  gegen  die  kurdische  Freiheitsbewegung  gesehen,  wie  der
deutsche Staat seine außenpolitischen Interessen auch z. B. mit dem Verbot
der PKK ins Innere übersetzt. Nun werden ebenso die Organisationen des
palästinensischen Widerstands mehr und mehr verboten: ob links, so wie
Samidoun oder PFLP oder religiös-fundamentalistisch wie die Hamas. Auch
wenn wir viel Kritik an diesen Gruppen haben, ihre Ideologien nicht teilen
und ihre Taktiken ablehnen, stellen wir uns gegen ihr Verbot durch den
deutschen  Staat.  Eine  Überwindung  der  reaktionären  Führung  des
Widerstandskampfes in Gaza wird nur als Teil dieses Kampfes möglich sein,
nicht durch staatliche Repression von Israel oder Deutschland.

3.  Weg  mit  dem  Kuffiyah-Verbot  in  den  berliner  Schulen!
Mitbestimmung  von  Schüler_innen  und  Lehrer_innen  über  die
Behandlung  des  Kriegs  statt  Senatsvorgaben!

Während auf der Staat auf der einen Seite das „Selbstverteidigungsrecht“
Israels, d.h. den Angriff auf Gaza als zentrale Botschaft des Schulunterrichts
vorgibt,  wird  auf  der  anderen  Seite  im  Namen  einer  vermeintlichen
„politischen  Neutralität“  den  Schüler_innen  eine  eigenständige
Stellungnahme verwehrt. Dies drückt sich auf symbolischer Ebene z.B. in
dem  Verbot  aus,  eine  Kuffiyah  zu  tragen.  Eine  Kleidervorschrift,  die,
ausgedehnt auf weitere arabische Tücher,  gleichzeitig einen rassistischen



Charakter trägt, weil sie auch politisch unbeteiligte Schüler_innen trifft, die
das Tuch einfach aus kulturellen Gründen tragen. 

4.  Abschiebestopp  jetzt!  Gegen  den  heuchlerischen  Vorwand  des
Antisemitismus‘  für  eine  rassistische  Asylpolitik!  Bildet
antirassistische  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Angriffe  von
Bullen  und  Faschos!

5.  Offene  Grenzen  und Staatsbürger_innenrechte  für  alle,  die  vor
Krieg, Armut und Klimaschäden flüchten!

Wir können gerade bezeugen, wie in Europa das Recht auf Asyl systematisch
ausgehebelt  und  abgeschafft  wird.  Fluchtwege  werden  blockiert,
Grenzkontrollen werden verstärkt und auch innerhalb des Schengen-Raums
eingeführt, Geflüchtete werden in überfüllte Lager gepfercht und in Krieg
und Krisen abgeschoben. Vorschläge ein Bekenntnis zum Staat Israel zur
Bedingung für eine Einbürgerung zu machen oder die Ankündigung, dass
vermeintlich  antisemitische  Geflüchtete  „endlich  im  großen  Stil“
abgeschoben  werden  müssten  sind  ein  zynischer  Versuch,  diese  Absage
an  grundlegende  Menschenrechte  in  eine  moralisch  positives  Licht  zu
rücken.  Wir  stellen  dem die  Forderung  nach  Bewegungsfreiheit  für  alle
entgegen! Im Kampf dafür ist es notwendig, dass sich die Gewerkschaften
endlich öffnen und die gewerkschaftliche Organisierung der Geflüchteten
voranbringen!


